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Zusammenfassung: Wie lässt sich die unterschiedliche Beteiligung bei den kantonalen Parlaments-
wahlen in den Schweizer Gliedstaaten erklären? Die vorliegende Arbeit beantwortet diese Frage
und präsentiert die erste systematisch vergleichend angelegte Untersuchung zur Wahldemokratie
in den eidgenössischen Kantonen. Im Mittelpunkt steht dabei die empirische Überprüfung sowohl
institutioneller als auch makrosoziologischer, kultureller und sozioökonomischer Bestimmungs-
gründe. Gemäß den statistischen Schätzverfahren fällt die Beteiligung bei kantonalen Wahlen in
denjenigen Gliedstaaten überdurchschnittlich aus, die eine Regelung zur Wahlpflicht aufweisen,
stark katholisch geprägt sind, über einen hohen Anteil an Parteimitgliedern verfügen und eine
niedrige Wahlhürde zur Erringung eines Mandates aufstellen. Darüber hinaus wird in den vorlie-
genden Analysen deutlich, dass direktdemokratische Beteiligungsmöglichkeiten keinen systemati-
schen Einfluss auf die Partizipationsrate bei Wahlen in den Schweizer Gliedstaaten ausüben.

I. Einleitung

Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit einer zentralen Frage der vergleichenden
politischen Soziologie (Lijphart 1997): Wie lässt sich die unterschiedliche Beteiligung
bei Parlamentswahlen in entwickelten Demokratien erklären? Im Gegensatz zur bisheri-
gen Forschungspraxis soll diese Thematik aber nicht international vergleichend, son-
dern am Beispiel der Schweizer Kantone erörtert werden.1 Mindestens drei Gründe
sprechen für eine empirisch fundierte Auseinandersetzung mit dieser Themenstellung.

1. Das erste Argument handelt von der zu schließenden Forschungslücke.2 Obwohl
gerade in jüngster Zeit den Ursachen unterschiedlicher Wahlbeteiligungsquoten eine
große Aufmerksamkeit beigemessen wird (Blais und Dobrzynska 1998; Franklin 1996,
2004; Freitag 1996; Gray und Caul 2000; Jackman und Miller 1995; Kostadinova
2003; Norris 2004; Siaroff und Merer 2002), fehlt bislang eine empirisch fundierte
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1 Bei diesem Beitrag handelt es sich um die überarbeitete Fassung des Habilitationsvortrages des
Verfassers an der Universität Bern im April 2005. Ich möchte mich sowohl bei Marc Bühl-
mann, Florian Fritz, Franziska Schutter, Isabelle Steffen, Adrian Vatter und Miriam Wetter als
auch bei den Herausgebern und dem anonymen Gutachter der KZfSS für die wertvollen Hin-
weise und die anregende Kritik bedanken.

2 Die Partizipationsforschung unterscheidet grundsätzlich zwischen „verfasster“ (konventionel-
ler) und „unverfasster“ (unkonventioneller) politischer Beteiligung. Während erstere bestimm-
ten Gesetzen und Verordnungen unterworfen ist und primär durch Wahlen vollzogen wird,
findet letztere legal oder illegal ohne gesetzliche Rahmenbedingungen statt (Kornelius und
Roth 2004: 27).



und vergleichend angelegte makroperspektivische Analyse der Partizipation bei kanto-
nalen Parlamentswahlen.3 Diese Tatsache erstaunt angesichts der Beobachtung, dass
die Schweizer Stände eine beträchtliche Varianz im gliedstaatlichen Vergleich der kan-
tonalen Wahlbeteiligung offenbaren (Linder 1999: 67).

2. Vor dem Hintergrund der politischen, kulturellen und sozioökonomischen Viel-
falt der Schweizer Kantone (Freitag 2004; Kriesi et al. 1996; Meier-Dallach et al.
1991) bietet das Labor Schweiz die einmalige Gelegenheit, die konkurrierenden Erklä-
rungsansätze der vergleichenden Wahlbeteiligungsforschung exemplarisch anzuwenden
und die einseitig auf internationale Vergleiche ausgerichtete Forschungspraxis um sub-
nationale Erkenntnisse zu ergänzen. Zusätzlich leistet der Vergleich der Schweizer Kan-
tone einem zentralen Desiderat der vergleichenden Wahlforschung Abhilfe, indem die
Wirkung direktdemokratischer Beteiligung auf die Partizipation bei Wahlen quantitativ
vergleichend erfasst werden kann. Aufgrund des Übergewichts repräsentativer Demo-
kratien unter den modernen Industriestaaten einerseits und der nahezu einzigartigen
Ausbildung der Volksrechte in der Schweiz andererseits (Kriesi 1995; Linder 1999),
schließen sich quantitativ komparative Analysen von Nationalstaaten zu dieser Thema-
tik nahezu aus. Eine vergleichende Analyse der Schweizer Kantone zu den Folgen der
direkten Demokratie auf die Wahldemokratie bietet sich deshalb als Alternative an, da
eine ausreichende Anzahl an Gliedstaaten hinsichtlich ihrer plebiszitären Elemente be-
trächtlich variieren. Nichtsdestotrotz sollte eine Analyse zur Wirkung der direkten De-
mokratie nicht allein für die Schweiz von Relevanz sein, da immer mehr Gemeinwesen
dem Charme der direkten Demokratie verfallen (Freitag et al. 2003; Scarrow 2001). So
führten nur drei (Bosnien, Tschechien und Jugoslawien) von dreißig europäischen Staa-
ten, die sich seit dem Fall der Mauer 1989 eine neue Verfassung gaben, das Recht auf
direktdemokratische Mitbestimmung nicht ein. Und im Laufe der 1990er Jahre veran-
kerte eine Vielzahl der deutschen Bundesländer Elemente direktdemokratischer Ent-
scheidungsverfahren flächendeckend in den Landes- und Gemeindeverfassungen (Kost
2005).

3. Schließlich bietet der Schweizer Bundesstaat mit seinen über zwei Dutzend kan-
tonalen Untersuchungseinheiten schwer zu überbietende Standortvorteile in methodi-
scher Hinsicht: Obwohl die Schweizer Kantone über mannigfache politische, gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Strukturen verfügen, sind sie Bestandteile eines einheit-
lichen und übergeordneten Systems (Vatter 2002). In diesem Sinne erfüllt gerade der
subnationale Vergleich die Forderungen eines Forschungsdesigns möglichst ähnlicher
Fälle (most-similar cases design) in beachtlicher Weise (Lijphart 1971: 168; Przeworski
und Teune 1970: 31ff.; Snyder 2001). Darüber hinaus bieten die über 20 kantonalen
Demokratien eine ausreichend hohe Zahl an Untersuchungseinheiten für eine statis-
tisch-quantitative Vorgehensweise (Vatter 2002: 2).

Gegenstand der vorliegenden Analyse sind die Niveauunterschiede in den kantona-
len Wahlbeteiligungsquoten von 23 der insgesamt 26 Schweizer Gliedstaaten zwischen
1982 und 2004. Die Kantone Appenzell-Innerrhoden, Appenzell-Außerrhoden und
Graubünden werden nicht in die Untersuchung aufgenommen, da für diese Gliedstaa-
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3 Die einzig vergleichend angelegte Makrostudie stammt von Wernli (1998), der die Partizipa-
tion in zehn Schweizer Gliedstaaten untersucht. Jedoch wird in jener Arbeit die kantonale Va-
riation in der Beteiligung bei nationalen Wahlen analysiert.



ten keinerlei Daten zu den Beteiligungsraten bei kantonalen Parlamentswahlen vorlie-
gen. Die Untersuchungsperiode soll sowohl aktuelle Entwicklungen als auch einen hin-
reichend langen Untersuchungszeitraum abdecken, um etwaige Verzerrungen durch
kurzfristige Schwankungen zu minimieren. Auf diese Weise fließen zwischen vier und
sechs Wahlgänge in die Analyse ein. Die Untersuchungsperiode beginnt mit den ersten
Urnengängen nach den Gründungswahlen des Kantons Jura im Jahre 1978.4

Ziel der Untersuchung soll es sein, auf der Makroebene sowohl institutionelle als
auch makrosoziologische, kulturelle und sozioökonomische Bestimmungsgründe als er-
klärende Variablen für die Niveauunterschiede in der kantonalen Wahlbeteiligung auf-
zudecken. Hypothesen der bisher schwach entwickelten empirischen Forschung zur
Partizipation bei kantonalen Parlamentswahlen weisen Ähnlichkeiten mit Annahmen
auf, wie sie für die wesentlich gründlicher erforschte Nationalstaatenebene entwickelt
und geprüft wurden (Linder 1999: 67; Wernli 1998). Es scheint deshalb sinnvoll, am
bisherigen nationenvergleichenden Forschungsstand anzuknüpfen und dessen Erklä-
rungsansätze für eine Analyse subnationaler Einheiten einzusetzen. Im Einzelnen han-
delt es sich dabei um die politisch-institutionalistische Perspektive, die Sichtweise der
politischen Kultur und sozialintegrativen Kräfte sowie um die Schule der sozioökono-
mischen Ressourcen. Alle drei Ansätze liefern eine Reihe von relevanten Bestimmungs-
gründen der Wahlbeteiligung.

Die vorliegende Untersuchung verfolgt angesichts des Mangels an vergleichbaren
kantonsübergreifenden Individualdatensätzen eine makroperspektivische Forschungsaus-
richtung. Sie steht nicht im Wettbewerb mit den methodisch weit anspruchsvolleren
Analysen auf der Individualdatenebene, sondern soll als Ergänzung zu diesen dienen.
Denn neben der Möglichkeit des interkantonalen Vergleichs bietet dieser Ansatz einen
nicht zu unterschätzenden Vorteil: Er ermöglicht die Berücksichtigung des Einflusses
institutioneller Differenzen von Kanton zu Kanton auf die unterschiedliche Höhe der
Wahlbeteiligung.

Bei der Behandlung des Themas werden folgende Einschränkungen und Abgren-
zungen vollzogen: Da die Thematik der Analyse mit der Frage nach den Bestimmungs-
gründen einer unterschiedlichen Wahlbeteiligung im kantonalen Vergleich klar abge-
grenzt ist, werden sowohl die Betrachtung von Konsequenzen einer dauerhaft hohen
oder ständig niedrigen Partizipation als auch die Folgen stark ansteigender oder nach-
lassender Beteiligung etwa hinsichtlich der Stabilität des Systems ausgeblendet. Weiter-
hin ist die Methode dieser Studie die des makro-quantitativen Vergleichs. Die Ent-
scheidung fiel für den Vergleich einer großen Anzahl von Untersuchungseinheiten und
gegen eine vergleichende Analyse einer nur kleinen Anzahl der Fälle (oder Fallanalysen
über einzelne Kantone), weil somit – offensiv formuliert – Chancen der Generalisier-
barkeit entstehen, oder – defensiv ausgedrückt – das Risiko, nicht verallgemeinbare
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4 Damit sollen starke Abweichungen infolge von Ereignissen von besonderer historischer Trag-
weite ausgeblendet werden. Perioden von Neugründungen staatlicher Gebilde sind in den Au-
gen der Transitionsforschung „moments of great drama“, welche von unvergleichlichen politi-
schen, sozialen und ökonomischen Spannungen begleitet werden (Kostadinova 2003: 743).
Mit Blick auf die Beteiligung bei den ersten Wahlen zum neugegründeten jurassischen Parla-
ment lässt sich berichten, dass 81,2 Prozent der Wahlberechtigten an den Wahlen teilnahmen.
Diese Höhe ist im kantonalen Vergleich für die letzten 25 Jahre einzigartig. Bei den Folgewah-
len im Kanton Jura (1982) nahmen noch 73,1 Prozent der Wahlberechtigten teil.



Schlussfolgerungen zu ziehen, minimiert wird. Verbunden mit dieser Forschungsbrille
ist zudem die Inkaufnahme einer charakteristischen Blindstelle: gemeint ist die relativ
geringe Beachtung kantonsspezifischer Eigenheiten und Sonderentwicklungen.

Die Untersuchung über die unterschiedliche Wahlbeteiligung im Vergleich der
Schweizer Kantone soll in vier Schritten erfolgen. Sie wird durch eine Bestandsaufnah-
me der Niveauunterschiede eingeleitet (Abschnitt II). Im darauf folgenden Abschnitt
III werden Theorien und Hypothesen unterschiedlicher Wahlbeteiligungsraten erörtert.
Nach der Vorstellung der Methode und der herangezogenen Daten werden die ver-
schiedenen Hypothesen einer systematischen Überprüfung unterzogen (Abschnitte IV
und V). Dies geschieht anhand von bivariaten und multivariaten statistischen Analy-
sen. Schlussfolgerungen runden den Beitrag ab.

II. Wahlbeteiligung in Schweizer Kantonen – das zu erklärende Phänomen

Welche Niveaus erreichen die Schweizer Gliedstaaten in ihren Beteiligungsraten bei
kantonalen Wahlen? Nähern sich die Wahlbeteiligungsquoten der einzelnen Kantone
einander im Zeitverlauf an, oder werden die Niveauunterschiede gar größer? Gibt es
kantonale Demokratien, bei denen die Quote nahezu stabil bleibt oder treten Schwan-
kungen auf? Ist es schließlich wegen der Vielfalt der herangezogenen Untersuchungsfäl-
le überhaupt möglich, Gruppen von Gliedstaaten zu klassifizieren, die Ähnlichkeiten
erkennen lassen? Derlei Fragen stehen vorab zur Diskussion. In Tabelle 1 finden sich
die durchschnittlichen Wahlbeteiligungen dreier Zeitperioden (1982–1991, 1992–2004
und 1982–2004) für jeden Kanton wieder.5 Es handelt sich um die abgegebenen Stim-
men in Prozent der wahlberechtigten Bevölkerung als Indikator der Ausschöpfung des
wahlgesetzlich fixierten Partizipationspotentials. Man spricht in diesem Zusammenhang
auch von der Wahlbeteiligung im engeren Sinn (Kohl 1983: 386). Wie Tabelle 1 zu
entnehmen ist, beläuft sich die durchschnittliche Wahlbeteiligungsquote für alle Kanto-
ne im Zeitraum zwischen 1992 und 2004 auf 45,4 Prozent. In der Vorperiode beträgt
sie 49,9 Prozent, womit sich ein leichter Rückgang offenbart.

Weiterhin ist zu erkennen, dass die Partizipationsrate bei politischen Wahlen zwi-
schen den Kantonen unterschiedlich ist und Niveauunterschiede in bemerkenswerter
Weise seit den 1980er Jahren vorhanden sind. Es lassen sich mithin Differenzen von
bis zu 40 Prozentpunkten zwischen den kantonalen Demokratien feststellen. Ferner
zeigt sich, dass in einigen Gliedstaaten die durchschnittliche Partizipationsquote von
rund 45 Prozent bei den Nationalratswahlen der Schweiz (1983–2003) von den Betei-
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5 Die Einteilung der Subperioden folgt dem Ende der Wahlrechtsänderungen in Bezug auf das
Wahlalter. Die Herabsetzung des Wahlrechtalters von 20 auf 18 Jahre war ein langer politischer
Prozess, der im Jahre 1833 im Kanton Schwyz begann und 1992 in St. Gallen seinen Abschluss
fand (Lutz und Strohmann 1998: 20–21). Es lässt sich freilich kein systematischer Effekt dieser
Wahlrechtsänderung auf die Beteiligung nachweisen: Während in der Untersuchungsperiode
die Wahlbeteiligungen in Zürich (Änderung im Jahre 1990), Bern (1990), Luzern (1991), Fri-
bourg (1991), Solothurn (1991), Basel-Stadt (1988), Schaffhausen (1990), Thurgau (1991) in
den Folgewahlen der Wahlalterreduzierung zurückgingen, stiegen in den Kantonen Uri (1989),
Obwalden (1983), St. Gallen (1992), Aargau (1991), Tessin (1990) und Wallis (1991) die
Partizipationsraten in den Wahlen nach der Wahlrechtsänderung.



ligungsraten bei kantonalen Parlamentswahlen übertroffen wird. Vor diesem Hinter-
grund kann die Anschauung von einer generellen Nachrangigkeit gliedstaatlicher
Wahlgänge und die Unterscheidung zwischen Haupt- und Nebenwahlen (second-or-
der-election-model) nicht für alle Schweizer Kantone übernommen werden.

Werden die durchschnittlichen Werte für den Zeitraum von 1992–2004 mit den
Daten von 1982–1991 verglichen, ergibt sich folgendes Bild: Die Kantone Tessin, Wal-
lis, Schaffhausen und Jura zeigen für die beiden untersuchten Teilabschnitte die höch-
sten Wahlbeteiligungen. Zwischen 1982 und 1991 weisen die Kantone Aargau und
Waadt die geringste Wahlbeteiligung auf. In der nachfolgenden Periode zeigen Basel-
Land und Bern die geringsten Partizipationsraten. Zwischen 1982 und 1991 weisen elf
Kantone eine Wahlbeteiligung von deutlich über 50 Prozent auf, in der Folgeperiode
gilt dies noch für fünf Gliedstaaten. In nahezu allen Kantonen ist die Wahlbeteiligung
rückläufig. Den stärksten Rückgang in der Beteiligungsrate im Vergleich der beiden Pe-
rioden zeigen die Kantone Jura (–11,3 Prozentpunkte), Luzern (–9,6) und Schaffhau-
sen (–9,4). Dagegen weisen die Kantone Uri (7,3), Basel-Stadt (2,5) und Aargau (1,0)
eine steigende Partizipationsbereitschaft der Wahlberechtigten auf. Beruft man sich zu-
dem auf den Variationskoeffizienten beider Messzeitreihen 1982–1991 und 1992–
2004, so zeigt sich, dass die Unterschiede zwischen Kantonen mit einer sehr hohen
Wahlbeteiligung und Ständen mit einer eher niedrigen Partizipationsquote im Zeitab-
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Tabelle 1: Wahlbeteiligung bei kantonalen Parlamentswahlen 1982–2004

1982–1991 1992–2004 1982–2004

Tessin
Wallis
Schaffhausen
Jura

72,0
66,1
68,3
68,1

68,2
63,8
58,8
56,8

69,8
64,8
63,2
61,7

Luzern
Solothurn
Nidwalden

59,9
57,3
55,3

50,3
50,5
52,0

54,5
53,5
53,4

Zug
Obwalden
Glarus
Fribourg
Uri

54,5
52,9
54,0
52,8
41,1

47,5
47,7
45,7
44,2
48,4

50,6
49,9
49,3
48,0
45,0

Basel-Stadt
Neuenburg
Schwyz
St. Gallen
Zürich
Aargau
Thurgau
Genf

41,0
43,7
42,2
41,8
41,5
38,2
43,1
39,6

43,5
39,8
39,9
39,1
37,9
39,3
34,9
37,2

42,4
41,5
40,9
40,3
39,4
38,8
38,6
38,2

Basel-Land
Bern
Waadt

40,6
39,0
34,0

32,3
32,9
33,4

35,9
35,6
33,7

Mittelwert
Variationskoeffizient

49,9
22,3

45,4
21,8

47,4
21,7

Anmerkungen: Angegeben sind die durchschnittlichen Werte für die ausgewiesene Periode. Die Wahlbeteili-
gung wird gemessen als Anteil der Wählenden an den Stimmberechtigten.



lauf nahezu unverändert bleiben.6 Neben dem Ergebnis, dass es sowohl Kantone mit
einer stark rückläufigen als auch mit steigenden Wahlbeteiligungsquoten gibt, tritt vor
allem der Tatbestand offensichtlicher und beständiger Beteiligungsunterschiede zwi-
schen den Schweizer Gliedstaaten für die Periode von 1982 bis 2004 in den Vorder-
grund. Wie können diese Unterschiede erklärt werden?

III. Theorien und Hypothesen

In der international vergleichenden Partizipationsforschung finden sich verschiedene
Ansätze zur Erklärung einer unterschiedlichen Beteiligung bei demokratisch verfassten
Parlamentswahlen. Mit der politisch-institutionellen Sichtweise, dem politisch-kulturel-
len Ansatz und der Theorie sozioökonomischer Ressourcen dominieren freilich drei
Forschungsrichtungen die Debatte, wobei sich insbesondere institutionelle Einflussgrö-
ßen im bisherigen Forschungsprozess als besonders tragfähig und bedeutend erwiesen
haben (Franklin 2004; Jackman und Miller 1995; Lijphart 1997: 7; Norris 2004). In
diesem Abschnitt werden die grundlegenden theoretischen Positionen der einzelnen
Sichtweisen dargelegt und die aus ihnen erwachsenden Hypothesen zum Einfluss der
einzelnen Faktoren auf die kantonale Wahlbeteiligung entwickelt. Zur Erklärung und
Interpretation von Wirkung und Richtung einer Makrogröße auf die Wahlbeteiligung
wird in den Forschungsbeiträgen meist auf Modelle der empirischen Wahlforschung
zurückgegriffen, wie sie vornehmlich durch die soziostrukturelle und die sozialpsycho-
logische Sichtweise oder durch den Rational-Choice Ansatz vorgegeben werden (vgl.
Bühlmann et al. 2003: 34–35). Insofern werden die in der vorliegenden Untersuchung
entwickelten Hypothesen individuelle Entscheidungskriterien, Wahrnehmungen und
Motive der Stimmabgabe berücksichtigen.7

1. Politisch-institutionelle Determinanten

Die weitaus größte Beachtung in der vergleichenden Wahlbeteiligungsforschung wird
den politisch-institutionellen Bestimmungsgrößen geschenkt (Lijphart 1997: 7). Der
Tradition des Neo-Institutionalismus verpflichtet, werden Institutionen dabei als Spiel-
regeln aufgefasst, die bestimmte Handlungsalternativen ermöglichen und andere ver-
hindern. Mit anderen Worten: Institutionen wirken in diesem Sinne gleichermaßen als
formalisierte Regeln und soziale Normen, die individuelle Einstellungen und Handlun-
gen ermöglichen, beschränken oder stimulieren (Hall und Taylor 1996; Immergut
1998, Mayntz und Scharpf 1995: 43). Darunter fallen sowohl Merkmale des Wahl-,
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6 Unterschiede können vereinfacht gesagt als die durchschnittliche Abweichung jeden Falles vom
Mittelwert berechnet werden. Diese durchschnittliche Abweichung wird in Prozent des Mittel-
wertes ausgedrückt und heißt Variationskoeffizient. Je höher er ist, desto unähnlicher sind die
Kantone.

7 Im Anschluss an Falter and Zintl (1989: 124) können Aussagen über Verhalten im Aggregat
zwar aus Aussagen über Individualhandlungen abgeleitet werden, jedoch sind logische Schluss-
folgerungen in die Gegenrichtung nicht möglich, will man nicht einem ökologischen Fehl-
schluss unterliegen.



Parteien- und Regierungssystems als auch wahlorganisatorische Vereinbarungen wie
etwa Fragen zum Wahlrecht, der Wahltag, die Möglichkeiten der Stimmabgabe (z.B.
Briefwahl) oder die Existenz einer Wahlpflicht. Gefragt wird in dieser institutionellen
Forschungsperspektive generell nach Anreizen oder möglichen institutionalisierten Bar-
rieren, die mit der Teilnahme an einer Wahl zusammenfallen (Blais und Dobrzynska
1998; Cox 1999; Jackman und Miller 1995: 469; Norris 2004).

Merkmale des Wahlsystems. Eine erste relevante Größe zur Erklärung von Niveauunter-
schieden in der Wahlbeteiligung erkennen die einschlägigen Forschungen im Typus des
Wahlsystems, wobei zunächst grob zwischen Verhältnis- oder Mehrheitswahl unterschie-
den wird (Siaroff und Merer 2002). Im Gegensatz zu Proporzsystemen werden Mehr-
heitswahlsysteme als Barriere einer hohen Wahlbeteiligung angesehen, da die Umstrit-
tenheit der Wahl in sicheren Wahlkreisen oder Hochburgen nicht gegeben sei und die
Anhänger der vorab unterlegenen Partei oder kleiner Parteien angesichts der Wirkungs-
losigkeit ihrer Stimmabgabe der Wahl fernbleiben (Ladner und Milner 1999; Zingg
und Benz 2003). Zusätzlich reduzieren die unterlegenen Parteien ihre Mobilisierungs-
anstrengungen. Wahlsysteme lassen sich weiterhin durch den Grad der Disproportionali-
tät zwischen Stimm- und Mandatsverteilung kennzeichnen. Je kleiner dieser ausfällt, des-
to „gerechter“ werden die Stimmanteile einer Partei auf ihre errungenen Sitze umge-
rechnet. Disproportionale Wahlsysteme zwingen kleinere Parteien, überproportional
viele Stimmen anzuhäufen, um eine gewisse (jedoch unproportionale) parlamentarische
Repräsentation zu erreichen. Diese Ausgangslage führt zur Wahlabstinenz der Anhänger
chancenloser politischer Vereinigungen: Mit steigendem Grad der Disproportionalität
sinke demzufolge die Wahlbeteiligung (Jackman und Miller 1995: 470). Die wichtigs-
ten Kriterien für den Proportionalitätsgrad sind die Wahlkreisgröße und die Existenz
von Sperrklauseln (Lutz 1998). Diese beiden Kennzeichen können überdies zur effekti-
ven Wahlerfolgschwelle zusammengefasst werden (Lijphart 1994: 12; Vatter 1998, 2002:
396).8 Diese Schwelle gibt an, welchen Stimmenanteil eine Partei erreichen muss, um
im Parlament vertreten zu sein. Je höher dieser Schwellenwert ausfällt, desto stärker
greifen die oben beschriebenen Demobilisierungsmechanismen bei Wählern und Partei-
en und desto geringer fällt die Wahlbeteiligung aus. Weitere Parameter des Wahlsys-
tems zeigen sich in der Gelegenheit zu Listenverbindungen zwischen den Parteien sowie
den Möglichkeiten des Kumulierens der Wählerstimmen. Die Existenz beider Merkmale
kann als Wahlanreize für die Anhänger ansonsten benachteiligter politischer Gruppie-
rungen gewertet werden und sollte im Ergebnis die Wahlbeteiligung erhöhen.

Merkmale des Parteiensystems. Bei der Frage nach Schubkräften für Partizipationsraten
wird in der Literatur häufig auf die Wettbewerbssituation innerhalb des Parteiensystems
hingewiesen (Blais und Dobrzynska 1998: 249; Kostadinova 2003; Wernli 1998).
Während von vorneherein entschiedene Wahlen eine gewisse Apathie und Ignoranz bei
den Wählerinnen und Wählern fördern, wirke eine stark kompetitive Ausgangslage
zwischen den Parteien stimulierend. Dabei wird argumentiert, dass das Gewicht der

Vergleichende Wahlbeteiligungsforschung im Labor Schweiz 673

8 Diese Barriere berechnet sich wie folgt: effektive Wahlerfolgschwelle = 75/(durchschnittliche
Mandatszahl eines Wahlkreises plus 1). Ein Beispiel: Eine Gebietseinheit hat drei Wahlkreise
mit 3, 4 und 5 Mandaten. Die effektive Wahlerfolgschwelle liegt dann für jede Partei bei 15
Prozent (Lijphart 1999: 153). Diese Wahlerfolgschwelle kann als implizite Sperrklausel gedeu-
tet werden.



einzelnen Stimme mit der vermuteten Knappheit eines Wahlausganges steige. Mit an-
deren Worten: Je folgenträchtiger eine einzelne Stimme für das Wahlergebnis sei, desto
nahe liegender sei für die Bürgerinnen und Bürger der Gang an die Wahlurne (Ar-
mingeon 1994). Weiterhin sollte die Zahl der Parteien einen Einfluss auf die Wahlbe-
teiligung ausüben. Je fragmentierter ein Parteiensystem ist, desto facettenreicher gestal-
tet sich das parteiideologische Spektrum und desto mehr Möglichkeiten stellen sich
dem Wähler, eine Partei zu finden, in welcher er seine Interessen vertreten und ver-
wirklicht sieht (Blais und Dobrzynska 1998: 248). Eine große Parteienvielfalt wirke
sich deshalb förderlich auf die Partizipationsbereitschaft bei politischen Wahlen aus.9

Schließlich sollte sich eine hohe Wahlbeteiligung auf ein stark polarisiertes Parteiensys-
tem zurückführen lassen, da die sich gegenüberstehenden Parteilager ihre jeweilige
Klientel besonders eng an sich zu binden wissen (Crepaz 1990; Norris 2004: 167).

Merkmale der Staatsform und des Regierungssystems. Zum Einfluss der Direktdemokratie
auf die Beteiligung bei Parlamentswahlen lassen sich zwei konkurrierende Einschätzun-
gen formulieren. Die erste Vermutung geht davon aus, dass eine Kultur aktiver Refe-
rendumsdemokratie das politische Interesse der Bürgerinnen und Bürger stimuliere,
den Informationsfluss quasi verselbständige und damit auch die Wahldemokratie stütze
(Hajnal und Lewis 2003). Wernli (1998) kommt beispielsweise in seinem Vergleich
von zehn Schweizer Kantonen zum Schluss, dass die Wahlbeteiligung in den Kantonen
höher liegt, in denen eine intensivere direkte Demokratie praktiziert wird. Dieser Hy-
pothese steht die Annahme einer negativen Beziehung zwischen direkter Demokratie
und Wahldemokratie gegenüber. Dafür sprechen zumindest zwei Gründe: 1. Erstens
beschneiden diverse Volksinitiativen und Referenden die Kompetenzen von Regierung,
Parlament und Parteien. Der Stimmberechtigte erkennt, dass er über wichtige Sachfra-
gen in Eigenregie und ohne den Rückgriff auf die Mandatsträger verbindlich entschei-
den kann. Die Inhalte der Politik werden in dieser Anschauung primär an der Abstim-
mungs- und nicht an der (weniger relevanten) Wahlurne bestimmt (Bühlmann et al.
2003; Linder 1999: 315). 2. Zweitens könnte sich angesichts mehrerer Säulen der poli-
tischen Mitbestimmung eine gewisse Wahl- und Abstimmungsmüdigkeit einstellen, die
hauptsächlich zu Lasten der weniger bedeutsamen Wahlen geht (Jackman und Miller
1995: 483). Über die Wirkung der Volksrechte hinaus wäre zu erwarten, dass in Kan-
tonen mit einer ausgeprägten kommunalen Entscheidungsautonomie den kantonalen Be-
hörden angesichts ihrer eingeschränkten Handlungs- und Gestaltungsmacht eine gerin-
ge Bedeutung beigemessen wird und die Wahlen zum kantonalen Parlament als weitge-
hend irrelevant eingeschätzt werden.

Merkmale der Wahlorganisation. Unter den wahlrechtlich-administrativen Faktoren
kommt der Wahlpflicht eine besondere Rolle in der Erklärung der Wahlbeteiligung zu
(Lijphart 1997). Im internationalen Vergleich verfolgten Italien (bis zum Jahre 1993)
und die Niederlande (bis 1970) diese Regelung. Heute existiert die Wahlpflicht bei-
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9 In der Literatur findet sich freilich noch eine konkurrierende Anschauung zur eben formulier-
ten: Wahlen in fragmentierten Vielparteiensystemen würden demnach keine entscheidende
Rolle mehr spielen, da die Regierung eher durch Koalitionsabsprachen denn durch Volkes
Stimmabgabe gebildet würde (Downs 1957: 155). Diese Hypothese ist für die Schweizer Kan-
tone jedoch nicht plausibel, da die kantonalen Regierungen durch die direkte Volkswahl be-
stellt werden.



spielsweise noch in Australien, Belgien, Brasilien, Bulgarien, Costa Rica, Griechenland,
Luxemburg, Lichtenstein, in Mexiko, Peru, Singapur, der Türkei oder auf Zypern. In
den Schweizer Gliedstaaten herrscht allein im Kanton Schaffhausen die Wahlpflicht.
Hier können wie in Australien oder in Belgien nachträgliche Geldstrafen die Bürgerin-
nen und Bürger zur Wahl treiben.10 Außerdem führt gemäß den Erkenntnissen der
Partizipationstheorie eine (institutionell reglementierte) regelmäßige Teilnahme im de-
mokratischen Prozess zur Aneignung partizipationsfördernder Grundhaltungen, will sa-
gen: zur Ausbildung einer gewissen politischen Kompetenz und zur Ausbildung des
politischen Interesses des aktiven Bürgers (Pateman 1970). Mit Blick auf die Schweizer
Gegebenheiten lässt sich hier feststellen, dass die Schaffhauserinnen und Schaffhauser
im interkantonalen Vergleich ein vergleichsweise hohes politisches Interesse und Infor-
mationsniveau aufweisen (Wernli 1998: 91). Diesen bisherigen Forschungsbefunden
zufolge lässt eine Regelung zur Wahlpflicht eine höhere Beteiligung bei Urnengängen
erwarten (Franklin 2004).

2. Sozio-politische und politisch-kulturelle Determinanten

Vertreter der politisch-kulturellen und sozialintegrativen Sichtweise betonen, dass die
Bereitschaft zur Wahlteilnahme weniger das Ergebnis institutioneller Anreize und Sti-
mulanzen sei, sondern in erster Linie als ein angelernter Habitus zu verstehen ist: „...
the propensity to participate or abstain is a habit of the heart acquired early in life and
reinforced through experience of successive elections, along with other closely related
civic attitudes and values such as partisan attachments“ (Norris 2004: 154). Dement-
sprechend unterstellen weitere Forschungen neben primär institutionellen Faktoren auf
der Aggregatdatenebene auch sozio-politischen und politisch-kulturellen Faktoren einen
Einfluss auf die Höhe der Wahlbeteiligung (Crepaz 1990; Gray und Caul 2000; Siaroff
und Merer 2002).

Sozio-politische Integrationsmerkmale. Spätestens mit den Analysen von Tocqueville
([1835] 1994) setzen sich die Sozialwissenschaften mit der Bedeutung des Vereinswesens
hinsichtlich der sozialen wie politischen Integration individualistisch geprägter Gesell-
schaften auseinander. Die Grundgedanken dieser Anschauung finden sich in der politi-
schen Kulturforschung der 1960er Jahre wieder, wo freiwillige Vereinigungen als „the
most important foundations“ stabiler Demokratien gelten und deren Fortbestand si-
chern (Almond und Verba 1965: 220–222). Vereine dienen hier sowohl als Medium
der politischen Sozialisation als auch als Schulen der Demokratie, da sie in der sozialen
Praxis die Verbindung von Mitgliedschafts- und Staatsbürgerrolle ermöglichen. Die en-
gagierten Mitglieder sind in politischen Fragen besser informiert, zeigen größeres poli-
tisches Interesse und sind in der Regel auch politisch aktiver als die Nichtmitglieder.
Diesen Grundüberlegungen zufolge steigt die Bereitschaft zur Teilnahme an der Wahl
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10 Vgl. hierzu das Wahlgesetz, 160.100, Artikel 9 des Schaffhauser Rechtsbuches: „Die Teilnahme
an den eidgenössischen, kantonalen und Gemeindeabstimmungen und Wahlen sowie an den
Versammlungen der Einwohnergemeinde ist bis zum 65. Altersjahr obligatorisch. Wer diese
Pflicht ohne Entschuldigung versäumt, hat drei Franken zu bezahlen“. Dieser Betrag wird nach
Auskunft der Schaffhauser Staatskanzlei von der jeweiligen Wohngemeinde eingetrieben.



mit der Stärke der Integration des Einzelnen in vereinsmäßige Netzwerke. In besonde-
rem Maße sollte dies sowohl für die Mitglieder von Gewerkschaften als auch von Par-
teien gelten. Entsprechende Umfragedaten und Analysen belegen zumindest, dass die
Wahlteilnahme bei Mitgliedern einer gewerkschaftlichen Organisation wahrscheinlicher
ist als bei nicht-gewerkschaftlich organisierten Bürgern (Falter und Schumann 1994:
176–178; Gray und Caul 2000; Norris 2004: 173–175). Übersetzt man die Ergebnisse
über Gewerkschaftsmitglieder auf die vergleichende Makroperspektive, so lassen sich
folgende Hypothesen ableiten: Es wird erwartet, dass Kantone mit einem hohen ge-
werkschaftlichen Organisationsgrad eine hohe Wahlbeteiligungsquote vorweisen. Glied-
staaten mit einem niedrigen Organisationsgrad sollten unter sonst gleichen Bedingun-
gen eine niedrige Partizipationsrate aufzeigen. Eine besondere Bedeutung als Mobilisie-
rungsmotor kommt auch der Parteimitgliedschaft zu: Je höher der parteiliche Organisa-
tionsgrad eines Kantons ist, und je ausgeprägter damit die gesellschaftliche Durchdrin-
gung der Politik ist, desto stärker sollte die parteiliche Mobilisierung wirken und desto
höher sollte die Teilnahmebereitschaft bei den kantonalen Wahlgängen sein. Zudem
besteht für das Parteimitglied ein erhöhter Anreiz zu wählen, da es mit der Stimmab-
gabe seine Interessen vertreten und verwirklicht sieht. Aus der empirischen Wahlfor-
schung ist ferner bekannt, dass die Wahlenthaltungswahrscheinlichkeit mit steigendem
Grad der Parteibindung abnimmt (Bühlmann et al. 2003; Falter und Schumann 1994:
199; Norris 2004: 156; Wernli 1998: 86–87). Unter der Annahme, dass die Parteimit-
gliedschaft als eine festgeschriebene Parteiidentifikation verstanden werden kann, soll-
ten die so aus Umfragen gewonnenen Erkenntnisse prinzipiell auf den erwarteten Ef-
fekt der Variable Parteimitgliedschaft übertragbar sein.

Politisch-kulturelle Merkmale. Eine Schlüsselgröße für die politische Beteiligung ist das
politische Interesse: Wer politisch interessiert ist, wird sich stärker an Wahlen beteiligen
als der politisch Uninteressierte. Mit steigendem politischen Interesse wachsen das indi-
viduelle Wissen zu politischen Sachthemen und die persönliche Einbindung in die po-
litische Sphäre. Folglich wird der Interessierte dazu neigen, häufiger zur Wahl zu gehen
als der politisch Desinteressierte (Bühlmann et al. 2003, Wernli 1998). Kantone mit
einer hohen Dichte an politisch Interessierten sollten deshalb eine höhere Wahlbeteili-
gung aufweisen als Gliedstaaten mit einem geringen Anteil an politisch Interessierten.
Im Schweizer Kontext wird schließlich der Katholizismus als eine bedeutende und his-
torisch tradierte politisch-kulturelle Schubkraft auf die Wahlbeteiligung hervorgehoben.
Gemäß Wernli (1998: 96–98) besteht in den Schweizer Kantonen eine besonders star-
ke Bindung zwischen der christlich-demokratischen Partei (CVP) und den Katholiken.
Diese historisch verankerte Beziehung geht auf die Niederlage der katholischen Koali-
tion am Ende des Sonderbundkrieges (1847) zurück. In der Folge verstand sich die ka-
tholische Bevölkerung als eine den weltlichen und modernisierenden Kräften unterwor-
fene Minderheit und zog sich in eine Art Sondergesellschaft in die Hochburgen der ka-
tholischen Kantone zurück (Altermatt 1989: 97ff.; Linder 1999: 37; Geser 2004). In
diesen garantierte die föderale Ordnung die Fortführung katholischer Sitten und Ge-
bräuche. In den mehrheitlich katholischen Kantonen (beispielsweise Wallis, Luzern,
und Tessin) stehe deshalb bei den Wahlen regelmäßig die Verteidigung der Bastion des
Katholizismus und der christlich-religiösen Grundwerte auf dem Spiel, welche zusam-
men mit den klientelistischen Verstrickungen zwischen Partei und Weltanschauung als
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mobilisierende Kraft auf die Wahlbeteiligung wirken sollte. Angesichts der nach wie
vor bestehenden konfessionellen politischen Kultur in der Schweiz (vgl. Geser 2004)
sollten diese Zusammenhänge auch für die jüngere Entwicklung zum Tragen kommen
und den politischen Katholizismus zur Schubkraft der politischen Beteiligung werden
lassen.11

3. Sozioökonomische und soziodemographische Determinanten

Neben den beiden bislang erwähnten Ansätzen weisen vergleichende Forschungen auf
die Wirkung sozioökonomischer und soziodemographischer Faktoren auf die Partizipa-
tionsrate bei politischen Wahlen hin (Radcliff 1992). Als besonders relevante Einfluss-
größen werden in dieser Sichtweise mithin der Bildungsstand, das wirtschaftliche Lei-
stungsniveau, die Bevölkerungsdichte und die Altersstruktur der Wahlberechtigten ge-
nannt (Blais und Dobrzynska 1998: 241–244; Norris 2004; Siaroff und Merer 2002:
917).

Sozioökonomische Ressourcen. Werden kognitive und materielle Ressourcen von Gesell-
schaften zur Erklärung verschiedener Wahlbeteiligungsraten herangezogen, wird in ers-
ter Linie auf den unterschiedlichen Bildungsstand und die ungleiche wirtschaftliche
Leistungskraft rekurriert (Sturm 1992: 491). Gemäß dem Standardmodell der politi-
schen Beteiligung führt eine höhere persönliche Ressourcenausstattung zur Ausbildung
von positiven Einstellungen gegenüber dem politischen System, verstärkt das politische
Interesse und verspricht ein Gefühl der politischen Wirksamkeit einer eventuellen Be-
teiligung (Verba und Nie 1972: 125–137). Somit mündet eine hohe Ressourcenausstat-
tung in verstärktem partizipatorischem Engagement (Bühlmann et al. 2003: 27). Um-
gekehrt wird die politische Beteiligung gering sein, wenn die Ressourcenausstattung
schwach ist. Die Einstellungen zum politischen System fallen weniger positiv (oder gar
negativ) aus und die Überzeugung von der politischen Wirksamkeit bleibt unterent-
wickelt. Umgesetzt auf das Aggregat meint dies: Je höher der sozioökonomische Ent-
wicklungsstand oder der Grad an Modernität einer Demokratie ist, desto höher wird
die Wahlbeteiligungsquote sein (Blais und Dobrzynska 1998: 241–244; Siaroff und
Merer 2002).12 Mit Blick auf die Bevölkerungsdichte wird vermutet, dass weniger dicht
besiedelte Gebiete eine geringere Wahlbeteiligung aufweisen, da die verstreut lebende
Bevölkerung schwieriger zu mobilisieren sei und relevante Informationen schwerer zu-
gänglich sind (Blais und Dobrzynska 1998: 242–243).

Soziodemographische Determinanten. Für die Variable Alter können bezüglich der Wahl-
beteiligung relativ gesicherte Erkenntnisse aus der Wahlforschung berichtet werden. So
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11 Während Geser (2004) vor allem die jüngeren Entwicklungen in den Mittelpunkt des analyti-
schen Interesses rückt, zeigt Lijphart (1979), dass die konfessionelle Konfliktlinie in der
Schweiz auch in den 1970er Jahren bedeutsamer war als der Gegensatz zwischen den Sprach-
gruppen und den sozioökonomischen Gruppierungen.

12 Es sollte jedoch festgehalten werden, dass der Modernisierungsprozess auch zu Lasten der poli-
tischen Beteiligung via Wahlen gehen kann, weil im Zuge wachsender Bildung und Einkom-
men verstärkt unkonventionelle Partizipationsformen von den Individuen als wirkungsvollere
Möglichkeiten der politischen Einflussnahme erkannt werden (Inglehart 1990).



zeigt sich ein typisch kurvilinearer Verlauf der Partizipationsbereitschaft: Die Beteili-
gung steigt bis ins mittlere Lebensalter (50–60 Jahre) an und fällt dann langsam, bei
den über 70-Jährigen wieder stärker ab (vgl. Armingeon 1994). Insofern sollte eine un-
terschiedliche Wahlbeteiligung der Kantone etwa auf den unterschiedlichen Bevölke-
rungsanteil wahleifriger bzw. wahlmüder Altersgruppen zurückzuführen sein.

IV. Methode, Daten und Operationalisierungen

Wenn im Weiteren die entwickelten Hypothesen einer systematischen empirischen
Überprüfung unterzogen werden, steht für 23 Schweizer Gliedstaaten der Zeitraum
zwischen 1982 und 2004 im Zentrum der Analyse. Als Auswertungsstrategie wird mit
Hilfe statistischer Methoden zunächst eine Serie komplementärer Testmethoden ver-
folgt (vgl. Tabellen 3 bis 5). Neben einleitenden bivariaten und multivariaten Quer-
schnittanalysen, basierend auf der Mittelwertbildung der einzelnen Größen, werden
schließlich auch kombinierte Zeitreihen-Querschnittdesigns (Panel-Regressionen) mit
wahljährlichen Ausprägungen der Variablen durchgeführt. Durch die Einbeziehung ei-
ner Reihe von Messpunkten in mehreren Fällen multipliziert sich hier die Zahl der
Fälle (hier N = 23 Kantone) mit der Zahl der Messzeitpunkte (hier T = einzelne Wahl-
jahre) zu N × T Beobachtungen (hier maximal 131) und erhöht dadurch die Zahl der
Freiheitsgrade. Zudem ergibt sich die Möglichkeit der simultanen Schätzung einer gro-
ßen Anzahl unabhängiger Variablen. Die Fallstricke dieser Methode in Form der Hete-
roskedastizität wie der Autokorrelation werden wie folgt behandelt: Zur Korrektur der
Heteroskedastizität im Querschnitt wird die White-Methode angewandt. Eine noch
stärker verzerrende Wirkung geht von der seriellen Korrelation der Residuen aus (Kittel
1999; Kittel und Winner 2005). Eine Möglichkeit zur Modellierung der Autokorrelati-
on liegt in der Aufnahme zeitlich verzögerter endogener Variablen. Diese Methode
führt aber ihrerseits zur Unterschätzung der tatsächlichen Signifikanz der poli-
tisch-institutionellen Größen. Im Anschluss an Kittel (1999: 230–231) wurde deshalb
die Prais-Winsten-Methode zur Korrektur der verzerrten Standardfehler verwendet.
Aufgrund der kleinen Anzahl der Beobachtungsjahre wurde ein ρ (rho) geschätzt.

Diese Methode der mehrstufigen Schritte zur Bestimmung der relevantesten Varia-
blen schließt sich der Vorgehensweise ähnlicher Forschungsanlagen an (Freitag 2000,
2006; Vatter 1998). Dabei sollen Vermutungen auf der Basis des ersten Arbeitsschrittes
durch die Befunde weiterer quantitativer Analysetechniken abgesichert werden, um sta-
tistisch ernst zu nehmende Beziehungen von möglichen Scheinzusammenhängen zu
unterscheiden.13 Darüber hinaus spricht das Prinzip der Einfachheit und Überschau-
barkeit für die anfängliche Verwendung elementarer Auswertungsstrategien.14
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13 Signifikanztests können als Entscheidungskriterium streng genommen nur bei Wahrscheinlich-
keits-Auswahlverfahren ihre Berechtigung erfahren. Wie aber in den meisten quantitativen Stu-
dien der vergleichenden Politikwissenschaft gehandhabt, soll auch hier dieses Kriterium als
hilfreiches heuristisches Mittel – gegen die Norm – über die Aussagekraft einer Variablen in
statistischen Modellen entscheiden. Statistische Signifikanz ist insofern weder als hinreichendes
noch als notwendiges Kriterium für empirische Evidenz zu werten, sondern eher als Selektions-
hilfe zur Unterscheidung zwischen ernstzunehmenden und zu ignorierenden Kovarianzen zu



Die zu erklärende Größe dieser Arbeit ist die Wahlbeteiligung der stimmberechtigten
Bürgerinnen und Bürger in den Schweizer Kantonen. Tabelle 2 gibt einen Überblick
über die aus den einzelnen Theorien abgeleiteten erklärenden Variablen und deren
Operationalisierung. Die Grundgedanken der Sichtweise vom Einfluss politisch-institu-
tioneller Bedingungen werden mit Existenz der Wahlpflicht, der Art des Wahlsystems,
dem Disproportionalitätsgrad, der effektiven Wahlerfolgschwelle, den Gelegenheiten
zur Listenverbindung und des Kumulierens, dem Wettbewerbsgrad des Parteiensystems,
dem Polarisierungs- und Fraktionalisierungsgrad des Parteiensystems, direktdemokrati-
schen Beteiligungsrechten, der effektiven Nutzung der direkten Demokratie und dem
Grad der Gemeindeautonomie umgesetzt. Für die Forschungsperspektive der politischen
Kultur und sozialintegrativen Kräfte werden die jeweiligen kantonalen Bevölkerungsan-
teile der Vereinsmitglieder, der Parteimitglieder und der Katholiken herangezogen. Zu-
sätzlich werden der kantonale gewerkschaftliche Organisationsgrad und Aspekte des
politischen Interesses eingesetzt. Die sozioökonomischen Ressourcen werden durch die
Schulabschlüsse der Sekundarstufe II, die Maturitätsquote, das kantonale BIP pro
Kopf, einem Index der finanziellen Ressourcen, dem Anteil der über 64-Jährigen an
der Bevölkerung und der Einwohner pro Quadratkilometer erfasst.

V. Resultate

Mit Blick auf Tabelle 3 lassen sich die Ergebnisse der bivariaten Analysen wie folgt zu-
sammenfassen: Es gilt zunächst festzustellen, dass sechs von zwölf institutionellen Be-
dingungen einen statistisch signifikanten Einfluss auf die Höhe der Wahlbeteiligung
ausüben. Ähnlich den international vergleichenden Befunden zeigt sich in der Existenz
der Wahlpflicht eine Schubkraft auf die Höhe der Wahlbeteiligung. Der Kanton
Schaffhausen erreicht mit seiner Regelung zur Beteiligungspflicht eine durchschnittli-
che Partizipationsrate von 63,2 Prozent im Untersuchungszeitraum, während die übri-
gen Kantone eine Quote von durchschnittlich 46,6 Prozent erzielen. Jedoch muss da-
rauf hingewiesen werden, dass die Wahlpflicht beileibe kein gewichtiger Erklärungsfak-
tor im Vergleich der Schweizer Kantone ist. Zum einen beläuft sich der Anteil der
Nichtwähler auch im Kanton Schaffhausen auf nahezu 40 Prozent. Zum anderen wei-
sen das Tessin und das Wallis durchschnittlich höhere Beteiligungsquoten bei ihren
Parlamentswahlen auf. Während weiterhin sowohl der Typus des Wahlsystems als auch
die Gelegenheiten zu Parteilistenverbindungen und zur Kumulierung der Wählerstim-
men ohne statistisch signifikante Wirkung auf die kantonale Wahlbeteiligung bleiben,
zeigen die Vorzeichen des Disproportionalitätsgrades und der effektiven Wahlerfolg-
schwelle in die theoretisch erwartete Richtung: Je disproportionaler ein Wahlsystem die
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verstehen. Gemäß Diekmann (1998: 600) können Signifikanztests freilich auch Entschei-
dungshilfen bei Nicht-Zufallsstichproben und sogar bei Totalerhebungen bieten. So könne
man beispielsweise Beobachtungen aus Totalerhebungen wegen Messfehlern als Realisationen
von Zufallsvariablen betrachten.

14 Ein weiterer Vorteil für die Verwendung elementarer, sprich bivariater Analysetechniken kann
zudem in der leicht zugänglichen Identifikation von nicht-linearen Zusammenhängen, von
Verletzungen der Homoskedastizitätsannahme und von einflussreichen Datenpunkten gesehen
werden.
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Stimmen in Mandate umsetzt und je höher der Stimmenanteil zur Erringung parla-
mentarischer Vertretung ausfallen muss, desto geringer ist die Partizipationsquote bei
kantonalen Wahlen.

Mit Blick auf die Merkmale des Parteiensystems lässt sich berichten, dass der Wett-
bewerbsgrad des Parteiensystems ohne systematische Wirkung auf die Wahlbeteiligung
bleibt. Der Einfluss des Fraktionalisierungsgrades ist statistisch signifikant, wenngleich
das Vorzeichen des Koeffizienten nicht in die theoretisch erwartete Richtung zeigt: Je
fraktionalisierter ein Parteiensystem ist (das heißt je größer die Zahl der Parteien ist),
desto geringer fällt die Partizipationsrate aus. Hier ließe sich schlussfolgern, dass eine
hohe Zahl an parteilichen Alternativen die Wählerinnen und Wähler verwirrt, ihnen
hohe Informationskosten auferlegt und sie schließlich entmutigt werden, eine Wahlent-
scheidung zu treffen (vgl. Kostadinova 2003: 754). Entgegen der Vermutung macht
ferner ein polarisiertes Parteiensystem eine geringe Wahlbeteiligung wahrscheinlicher.
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Tabelle 3: Determinanten der Wahlbeteiligung bei kantonalen Parlamentswahlen 1982–
2004, bivariate Zusammenhänge

Unabhängige Variablen (Mittelwerte für jeden Kanton
1982–2004)

Kantone (N=23)

Standardisierte Regres-
sionskoeffizienten

absoluter
t-Wert

Politisch-institutionelle Determinanten
Wahlpflicht (Dummy: Ja = 1)
Wahlsystem (reines Verhältniswahlsystem = 1)
Disproportionalitätsgrad des Wahlsystems
Effektive Wahlerfolgschwelle
Listenverbindung (Dummy: Ja = 1)
Kumulieren (Dummy: Ja = 1)
Wettbewerbsgrad des Parteiensystems
Fraktionalisierungsgrad des Parteiensystems
Polarisierungsgrad des Parteiensystems
Direkte Demokratie (Index)
Anzahl Volksabstimmungen (log.)
Autonomiegrad der Gemeinden

0,33
–0,05
–0,45
–0,31
–0,10
–0,06

0,15
–0,38
–0,31

0,02
–0,37

0,21

7,58
0,30
2,54
1,69
0,43
0,32
0,62
2,35
1,92
0,09
1,79
1,20

Sozio-politische und politisch-kulturelle Determinanten
Anteil Vereinsmitgliedschaften
Anteil Parteimitglieder
Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
Politisches Interesse
Katholikenanteil

–0,03
0,52
0,20

–0,12
0,55

0,12
3,67
0,94
0,58
2,71

Sozioökonomische und soziodemographische Determinanten
Anteil Abschlüsse Sekundarstufe II
Maturitätsquote
BIP pro Kopf (log.)
Finanzressourcen
Anteil der über 64-Jährigen
Bevölkerungsdichte (Einwohner pro km²) (log.)

–0,22
0,02

–0,29
–0,30

0,04
–0,40

1,11
0,09
1,53
1,48
0,20
2,49

Anmerkungen: fettgedruckt sind die statistisch signifikanten Zusammenhänge, die sich mindestens auf dem
Zehn-Prozent-Niveau bewegen; absolute t-Werte sind nach der Prozedur korrigierter Standardfehler nach
White (1980) berechnet. Die Zusammenhänge wurden ohne Appenzell-Innerrhoden, Appenzell-Ausserrhoden
und Graubünden berechnet, da für diese Kantone keine Daten zu den Wahlbeteiligungsraten verfügbar sind.
Für den Kanton Uri konnte aufgrund fehlender Stimmenanteile kein Disproportionalitätsgrad errechnet wer-
den. Dementsprechend gingen hier nur 22 Kantone in die Berechnungen mit ein. Tabelle 2 gibt einen Über-
blick über die Operationalisierung der einzelnen Variablen.



Freilich zeigt die Referendumsdemokratie die erwartete Wirkung: Ihr Einfluss lässt sich
aber weniger durch die formalen direktdemokratischen Beteiligungsrechte selbst, als
vielmehr durch ihre effektive Nutzung nachzeichnen: Je mehr Sachabstimmungen in
einem Kanton stattfinden, desto geringer fällt die Beteiligung bei den Parlamentswah-
len aus. Der Grad der Gemeindeautonomie bleibt nach den vorliegenden Schätzungen
ohne Wirkung auf die Höhe der Partizipationsrate.

Die Sichtweise der politischen Kultur und der sozialintegrativen Kräfte wird insge-
samt durch zwei von den hier fünf untersuchten Einflussfaktoren bestätigt: Je größer
der Anteil an Parteimitgliedern und Katholiken in einem Kanton ist, desto höher ist
die kantonale Wahlbeteiligung. Dies ist das zentrale Ergebnis der Analyse des zweiten
Variablenbündels. Alle anderen vermeintlichen Einflussgrößen zeigen nicht die erwarte-
te Schubkraft auf. Von den sozioökonomischen Determinanten ist allein die Bevölke-
rungsdichte von Relevanz. Entgegen der theoretischen Erwartung zeigt sich aber, dass
eine hohe Wahlbeteiligung eher in weniger dicht besiedelten Kantonen wahrscheinli-
cher ist.

In einem nächsten Schritt werden die bislang signifikanten Einflussfaktoren einem
multivariaten Härtetest unterzogen (Tabelle 4). Dazu werden zunächst vier Quer-
schnittregressionen (Modell 1 bis 4) geschätzt. Angesichts der Vielzahl der Variabeln
bei einer überschaubaren Anzahl der Fälle können die bislang ermittelten Einflussgrö-
ßen nicht simultan in einem multivariaten Modell geschätzt werden. Aus diesem
Grund gehen in Modell 1 ausschließlich die politisch-institutionellen Faktoren ein.
Modell 2 enthält die signifikanten politisch-kulturellen und sozioökonomischen Varia-
blen. In den Modellen 3 und 4 finden sich schließlich die jeweils signifikanten Ein-
flussgrößen der vorherigen Schätzungen wieder. Die weiteren Untersuchungen liefern
nun die folgenden Ergebnisse: Zum Ersten lässt sich feststellen, dass die Bevölkerungs-
dichte, der Disproportionalitätsgrad des Wahlsystems, die Polarisierung und Fragmen-
tierung des Parteiensystems und die Nutzung direktdemokratischer Instrumente unter
Kontrolle der übrigen Faktoren an Bedeutung verlieren, will man die unterschiedliche
Höhe der kantonalen Wahlbeteiligung erklären. Zum Zweiten bestätigen die multiva-
riaten Modelle den Einfluss der Wahlpflicht, der effektiven Wahlerfolgschwelle, des Ka-
tholizismus und des parteilichen Organisationsgrades auf die Partizipationsrate bei kan-
tonalen Parlamentswahlen. Dabei wird mit Blick auf die standardisierten Regressions-
koeffizienten auch deutlich, dass die stärkste Erklärungskraft dem Anteil der Katholi-
ken an der kantonalen Bevölkerung beigemessen werden kann.15 Zum Dritten lässt
sich berichten, dass Modell 4 in einer möglichst sparsamen Schätzgleichung aller signi-
fikanten Variablen rund 70 Prozent der Varianz der kantonalen Wahlbeteiligung zu er-
klären vermag.

Diese Ergebnisse aus Modell 4 bedürfen freilich weiterer Testverfahren. Da wir es
hier mit einer sehr kleinen Fallzahl zu tun haben, können einzelne Fälle (hier Kantone)
schnell einen großen Einfluss auf die Schätzung der Parameter ausüben. Vor diesem
Hintergrund werden verschiedene Regressionsdiagnostiken hinsichtlich der Suche nach
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15 Weitere hier nicht dokumentierte Schätzungen zeigen auf, dass die Bevölkerungsdichte sehr
stark mit dem Katholikenanteil korreliert (r = –0,52), was zur abnehmenden Bedeutung der
Stadt-Land Variable beiträgt. Derartige Probleme der Multikollinearität werden in den später
vorgenommenen kombinierten Längs-Querschnittregressionen reduziert.



einflussreichen Datenpunkten ausgeführt. Als Kontrollstatistik zur Identifikation ein-
flussreicher Fälle werden Cooks D oder so genannte Hebelwerte berechnet (vgl. Wag-
schal 1999: 244–245). Cooks D sollte die Grenze von 4/n nicht überschreiten, in un-
serem Fall also 0,17. Die Berechnung zeigt, dass dieser Wert von den Fällen Luzern
und Tessin überschritten wird (je 0,23). Eine Schätzung ohne diese beiden Kantone
bestätigt jedoch die bereits ausgewiesenen Ergebnisse. Ferner decken die Berechnungen
so genannter Hebelwerte (2k/n) den Kanton Schaffhausen als relevanten Fall auf. Der
Hebel liegt für diesen Kanton bei 0,95, obwohl man nur einen Wert von 0,44 (10/23)
für jeden Fall erwarten würde. Alle anderen Fälle erweisen sich als unproblematisch für
die Analyse. Die Schätzung von Modell 4 ohne den Fall Schaffhausen ändert indes
nichts an den bisher berichteten Ergebnissen, wenngleich mit dem Ausschluss dieses
Kantons auch die Wahlpflicht als erklärender Faktor aus der Analyse genommen
wird.16

684 Markus Freitag

Tabelle 4: Determinanten der Wahlbeteiligung bei kantonalen Parlamentswahlen 1982–
2004, multiple Regressionen

Variable Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4

Konstante 125,78 17,97 29,09 23,24

Wahlpflicht 0,44
(2,50)***

0,44
(3,46)***

0,44
(3,60)***

Disproportionalitätsgrad des Wahlsystems 0,14
(0,57)

Effektive Wahlerfolgschwelle –0,52
(2,14)***

–0,39
(2,68)***

–0,37
(3,14)***

Fraktionalisierung des Parteiensystems –0,57
(2,72)***

–0,05
(0,22)

Polarisierungsgrad des Parteiensystems –0,09
(0,41)

Anzahl Volksabstimmungen (log.) –0,21
(0,99)

Anteil Parteimitglieder 0,39
(1,95)***

0,27
(1,98)*

0,28
(2,25)***

Katholikenanteil 0,42
(2,07)**

0,61
(3,13)***

0,64
(4,86)***

Bevölkerungsdichte (log.) –0,01
(0,97)

Cook-Weisberg-Test (Prob > χ²)
F-Test
Adj. R²
Zahl der Beobachtungen

0,34
4,04**
0,47

22

0,51
4,85**
0,34

23

0,35
10,86***

0,69
23

0,44
14,32***

0,71
23

Anmerkungen: Zur Operationalisierung der einzelnen Variablen siehe Text und Tabelle 2. Abgebildet sind die
standardisierten Regressionskoeffizienten. * = signifikant auf dem Zehn-Prozent-Niveau (zweiseitig); ** = sig-
nifikant auf dem Fünf-Prozent-Niveau (zweiseitig); *** = signifikant auf dem Ein-Prozent-Niveau (zweiseitig);
absolute t-Werte in Klammern. Die Maßzahlen des Cook-Weisberg-Tests legen ferner die Abwesenheit von
Heteroskedastizität nahe. Für den Kanton Uri konnte aufgrund fehlender Stimmenanteile kein Disproportio-
nalitätsgrad errechnet werden. Dementsprechend gingen in Modell 1 nur 22 Kantone in die Berechnungen
ein.

16 Zusätzlich zu den hier durchgeführten Diagnostiken wurden robuste Regressionsverfahren zur



In einem letzten Schritt werden noch kombinierte Längs-Querschnittregressionen
durchgeführt, um eine simultane Analyse aller relevanten Einflussgrößen aus Tabelle 3
zu gewährleisten. Tabelle 5 gibt die Ergebnisse der Schätzungen mit allen Variabeln
wieder, die sich nach den bivariaten Analysen als statistisch signifikant erwiesen haben.
Die drei Modelle bestätigen die Ergebnisse der Querschnittregressionen und weisen zu-
dem der Bevölkerungsdichte einen Einfluss auf die Wahlbeteiligung zu.17
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Analyse einflussreicher Beobachtungen auf der Grundlage von Modell 4 durchgeführt (Kohler
und Kreuter 2001: 233–238). Sowohl das Bootstrap-Verfahren (Stata Befehl: bsqreg, 1000 Re-
plikationen) wie auch die Median-Regression (qreg) und die robuste Regression (rreg) unter-
stützen die hier berichteten Befunde. Schließlich wurden die Schätzungen auch mit robusten
Standardfehlern berechnet, was zusätzlich die Ergebnisse bestätigt.

17 Weitere, hier nicht dokumentierte multivariate Schätzungen mit Einflussgrößen, die im For-
schungsverlauf eliminiert wurden, bestätigen die vorgelegten Ergebnisse zu deren Insignifikanz.
Die Autokorrelation in den Residuen wird durch die Schätzung des Parameters ρ (rho) einer
autoregressiven Funktion der Residuen gelöst. Der Autokorrelationskoeffizient ρ (rho) gibt
Auskunft darüber, wie stark die Residuen zum Zeitpunkt t vom Residuum t–1 abhängen. So-
fern der Autokorrelationskoeffizient den Wert «1» erreicht, wird der Effekt der Vorperiode eins

Tabelle 5: Determinanten der Wahlbeteiligung bei kantonalen Parlamentswahlen 1982–
2004, multiple Regressionen (gepoolte Modelle)

Variable Modell 5 Modell 6 Modell 7

Konstante 35,96 30,96 41,29

Wahlpflicht 20,93
(2,09)***

20,79
(1,96)***

20,21
(1,63)***

Disproportionalitätsgrad des Wahlsystems –0,50
(0,52)

Effektive Wahlerfolgschwelle –0,73
(0,19)***

–0,90
(0,15)***

–0,98
(0,17)***

Fraktionalisierung des Parteiensystems –4,14
(13,75)

–11,89
(11,10)

Polarisierungsgrad des Parteiensystems –0,36
(0,51)

–0,26
(0,52)

Volksabstimmungen (log.) –0,07
(0,47)

0,05
(0,43)

Anteil Parteimitglieder 1,48
(0,80)*

1,49
(0,83)*

1,34
(0,76)*

Katholikenanteil 0,26
(0,04)***

0,26
(0,04)***

0,24
(0,04)***

Bevölkerungsdichte (log.) –1,56
(1,04)

–1,90
(0,95)***

–1,87
(0,74)***

ρ (rho)
R²
Zahl der Beobachtungen

0,48
0,79

124

0,46
0,77

131

0,47
0,77

131

Anmerkungen: Zur Operationalisierung der einzelnen Variablen siehe Text und Tabelle 2. Abgebildet sind die
unstandardisierten Regressionskoeffizienten. * = signifikant auf dem Zehn-Prozent-Niveau (zweiseitig); ** =
signifikant auf dem Fünf-Prozent-Niveau (zweiseitig); *** = signifikant auf dem Ein-Prozent-Niveau (zweisei-
tig); Standardfehler in Klammern. Für den Kanton Uri konnte aufgrund fehlender Stimmenanteile kein Dis-
proportionalitätsgrad errechnet werden. Dementsprechend gingen in Modell 1 nur 124 Beobachtungen in die
Berechnungen mit ein.



VI. Schlussfolgerungen

In diesem Beitrag wurde gefragt, inwiefern die unterschiedlich hohen Wahlbeteili-
gungsquoten in den Schweizer Kantonen zwischen 1982 und 2004 auf ungleiche poli-
tisch-institutionelle, politisch-kulturelle und sozioökonomische Bedingungen zurückge-
führt werden können. Das zentrale Ergebnis der Arbeit ist, dass die Beteiligung bei
kantonalen Wahlen in denjenigen Gliedstaaten überdurchschnittlich ausfällt, die eine
Regelung zur Wahlpflicht aufweisen, stark katholisch geprägt sind, über einen hohen
Anteil an Parteimitgliedern verfügen und eine niedrige Wahlhürde zur Erringung von
Mandaten aufstellen. Kantone mit einem geringen Anteil an Katholiken und Parteimit-
gliedern, ohne Wahlpflicht und mit einer hohen Wahlerfolgschwelle lassen nach den
vorliegenden Analysen eine vergleichsweise geringe Wahlbeteiligung erwarten. Aus der
Analyse lassen sich darüber hinaus folgende Schlüsse ziehen:

Die vergleichsweise hohe Wahlbeteiligung in den Kantonen Tessin, Schaffhausen,
Jura und Wallis sind zu einem erheblichen Teil auf die Ansammlung der ausgewiesenen
partizipationsfördernden Faktoren zurückzuführen. Die sehr geringen Partizipationsra-
ten der Kantone Aargau, Basel-Land, Bern, Genf, Thurgau und Waadt sind nach den
vorliegenden Analysen hingegen dem Mangel an den hier ausgeleuchteten Determinan-
ten geschuldet. Im Kanton Schaffhausen verhilft nicht zuletzt die Wahlpflicht zu den
vergleichsweise hohen Beteiligungsraten. Angesichts der relativ harmlosen rechtlichen
Sanktionen der Nichtwahl scheint die Partizipation jedoch eher Ergebnis der vorherr-
schenden und institutionell vermittelten politischen Kultur zu sein. Mit anderen Wor-
ten: Die institutionell reglementierte regelmäßige Teilnahme am politischen Prozess
führt nach und nach zur Entfaltung beteiligungsfördernder Dispositionen (etwa zur
Ausbildung des politischen Interesse oder des Glaubens an die politische Wirksamkeit).
Darüber hinaus offenbart die Analyse, dass die Wahlpflicht zwar einen hinreichenden,
aber keinen notwendigen Grund einer hohen Partizipationsrate darstellt. So zeigen die
Kantone Tessin und Wallis ohne diese verankerte Regelung höhere Wahlbeteiligungs-
quoten als Schaffhausen. Mit Blick auf die statistischen Analysen kann dem Katholi-
kenanteil in der Erklärung der Partizipationsraten zudem eine größere Bedeutung zuge-
schrieben werden als der Wahlpflicht.

Die Studie macht deutlich, dass kein Erklärungsansatz allein die Partizipationsraten
in den Schweizer Kantonen zu erklären vermag. Vielmehr bedarf es der Zusammenle-
gung politisch-institutioneller Konfigurationen und politisch-kultureller Aspekte, will
man die Unterschiede in den Beteiligungen der kantonalen Parlamentswahlen erfassen.
Sozioökonomische und soziodemographische Bedingungen spielen indes keine Rolle,
wenn es um die Erklärung der ungleichen kantonalen Wahlbeteiligung geht. Ohne sys-
tematischen Einfluss auf die Partizipationsrate bleiben auch die in der international
vergleichenden Forschung debattierten Merkmale des Parteiensystems (Wettbewerbs-
grad, Fragmentierung und Polarisierung) und die im Schweizer Kontext bemühten
Aspekte der direkten Demokratie. Mit Blick auf die kantonalen Abstimmungs- und
Wahlverhältnisse können wir deshalb festhalten, dass die Referendumsdemokratie der
Wahldemokratie weder das Wasser abgräbt noch diese besonders beflügelt.
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zu eins an die nächste Periode weitergegeben. Formal ließe sich dann die OLS-Schätzung nicht
mehr anwenden, weil der Mittelwert über die Zeitspanne nicht konstant ist.



Sofern die Erhöhung der Beteiligung bei kantonalen Wahlen ein wünschenswertes
politisches Zielvorhaben darstellt und keinerlei (ohnehin schwer) aktivierbare politisch-
kulturelle Traditionen der Partizipationsbereitschaft vorliegen, implizieren die Befunde
der vorliegenden Studie zumindest zwei institutionelle Stellschrauben: Eine Steigerung
der Wahlbeteiligung ist in erster Linie durch die Installierung einer Wahlpflicht zu er-
reichen. Ein demokratietheoretisch relevanter Nebeneffekt dieser Konstruktion liegt in
der stärkeren Demokratisierung der Wahl, sprich in der Ausdehnung der Beteiligung
auf ansonsten wahlabstinente Gruppierungen mit einem niedrigen sozioökonomischen
Status. Beobachtern zufolge singt der Chor der schweizerischen Demokratie bei einer
geringen Abstimmungs- und Wahlbeteiligung bislang „mit einem eindeutigen Mittel-
und Oberschichtsakzent“ (Linder 1999: 284). Weiterhin lässt sich nach den vorliegen-
den Befunden durch die Wahlkreisarchitektur an der Partizipationsschraube drehen:
größere Wahlkreise, sprich eine Ausweitung der zu vergebenden Mandate pro Wahl-
kreis sowie die Herabsetzung bzw. Abschaffung von Sperrklauseln induzieren Mobilisie-
rungseffekte bei Parteien, Interessengruppen und Wählern, die zur Erhöhung der
Wahlbeteiligung führen sollten. Ein Paradebeispiel zeigt sich hier im Kanton mit der
höchsten Wahlbeteiligung im Untersuchungszeitraum: das Tessin kennt kein Quorum
und nur einen Wahlkreis für insgesamt 90 zu vergebende Mandate.
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